
 

 

 

 
 
 

Vorlage-Nr. 
5416/2007 

Der Oberbürgermeister  

Dezernat, Dienststelle 
VI/61/1 

 Freigabedatum 
 

61/0 Rüth171207Ke1 

Beschlussvorlage 

 

zur Behandlung in öffentlicher Sitzung
 
Betreff 
 
Beschluss über die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens (vorhabenbezogener 
Bebauungsplan) im beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)  
Arbeitstitel: Rheinauhafen - Halle 11 - in Köln-Altstadt/Süd 
 
 
Beschlussorgan 
Stadtentwicklungsausschuss 
 
 
 
Beratungsfolge  Abstimmungsergebnis 
 
Gremium 

 
Datum/ 
Top 

zugestimmt 
Änderungen 
s. Anlage 
Nr.

abge-
lehnt 

zu-
rück-
ge-
stellt

 
verwiesen in 

ein-
stim-
mig 

mehr- 
heitlich 
gegen 

Stadtentwicklungsausschuss 10.01.2008       

Wirtschaftsausschuss 22.01.2008       

Bezirksvertretung 1 
(Innenstadt) 

24.01.2008       

Stadtentwicklungsausschuss 14.02.2008       

 
 
Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss beschließt, nach § 12 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) ein Bebauungs-
planverfahren (vorhabenbezogener Bebauungsplan) in Anwendung des beschleunigten Verfahrens ge-
mäß § 13a BauGB für die Flurstücke Nrn. 15, 53, 55, Flur 39, Gemarkung Köln, Im Zollhafen - Halle 11, 
Köln-Altstadt/Süd —Arbeitstitel: Rheinauhafen - Halle 11 - in Köln-Altstadt/Süd— einzuleiten mit dem Ziel, 
großflächigen Einzelhandel (Möbelgeschäft) im Erdgeschoss und im ersten Obergeschoss festzusetzen. 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 
 
Nein  

 
ja, Kosten der Maßnah-
me 

Zuschussfähige Maßnahme 
ggf. Höhe des Zuschusses 

 
nein 

 
ja 

   Jährliche Folgekosten 
   a) Personalkosten             b) Sachkosten 

    €  % €   € € 

 
Jährliche Folgeeinnahmen (Art, Euro) Einsparungen (Euro) 
  

 
 
 
Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begründung, ggf. Auswirkungen 
 
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines großflächigen Ein-
zelhandelsgeschäftes (Möbelgeschäft) in der sog. Halle 11 im Rheinauhafen im Bereich der Halbinsel 
ist die Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) erforderlich. 
 
Der vorhabenbezogene Plan soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden 
mit der Wirkung, dass auf die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und insbe-
sondere auf die Umweltprüfung bzw. den Umweltbericht verzichtet werden. 
 
 
 
 
Weitere Erläuterungen, Pläne, Übersichten siehe Anlage(n) Nr. 0 - 4 
 
0 Begründung der Dringlichkeit für die Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses  

am 10.01.2008 
1  Übersichtsplan/Geltungsbereich 
2  Begründung zum Bebauungsplan-Einleitungsbeschluss 
3  Planungskonzept 
4  Foto Erdgeschoss "Halle 11" mit Kreuzgewölbe 
 
 


